
GE1 max. III 0,6 1,6

Textliche Festsetzungen gemäß §9 (1) BauGB

Art und Maß der baulichen Nutzung §9 (1) Ziffer 1 BauGB 

1.
Als Art baulicher Nutzung ist „Gewerbegebiet“ (GE) gemäß §8 BauNVO  festgesetzt. 

2.
Innerhalb des GE1-Gebietes sind die gem. §8 (3) Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzungen 
für Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die 
dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, 
sowie kirchliche, kulturelle und soziale Zwecke gem. §1 (6) Nr. 2 BauNVO in Verbindung mit §1 (9) 
BauNVO allgemein zulässig. 

Hinweis1:
Denkmalschutz: Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde oder auch Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und / oder 
pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von 
Bodendenkmälern ist der Stadt Hamm als Untere Denkmalbehörde (Tel. 02381 / 174561,-62, Fax: 
02381 / 172920 ) und / oder dem Westfälischen Museum für Archäologie / Amt für Bodendenkmalpflege, 
Außenstelle Olpe (Tel. 02761 / 93750, Fax: 02671 / 2466) unverzüglich anzuzeigen und die 
Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 
Denkmalschutzgesetz NW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für 
wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§ 16 (4) DSchG NW).   

Hinweis 2:
Bei Erdarbeiten muss mit Bombenfunden bzw. verfüllten Bombentrichtern gerechnet werden. 
Luftbildauswertungen aus dem 2. Weltkrieg können bei der Stadt Hamm, Vermessungs- und 
Katasteramt, Gustav-Heinemann-Straße 10, 59065 Hamm, eingesehen werden. Weist bei Durchführung 
der Bauvorhaben der Erdaushub auf außergewöhnliche Verfärbung hin oder werden verdächtige 
Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der staatliche 
Kampfmittelräumdienst, Bezirksregierung Arnsberg oder das Ordnungs- und Wahlamt der Stadt Hamm 
zu verständigen.

Rechtsgrundlagen:

§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) vom 14. Juli 1994 (GV.NW S. 
666/SGV. NRW 2923) - in der gegenwärtig geltenden Fassung -;

Baugesetzbuch (BauGB) vom 1. Oktober 2004 (BGBl. I S.2414)- in der gegenwärtig geltenden Fassung 
- in Verbindung mit der  Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke  
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) vom 26. Januar 1990 (BGBl.I S.132) - in der gegenwärtig 
geltenden Fassung -

§ 86 (1) und (4) der Bauordnung für das Land Nordrhein Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW) 
vom 13. April 2000 (GV.NW.S.255/ SGV.NW.232) -in der gegenwärtig geltenden Fassung-

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl.I S.58)


